
in denen die Straftat ihre Wurzeln hat, kurz das Wesen der Straftat auf­
zudecken, zur tieferen Erkenntnis der Wahrheit.
Als einen wesentlichen, die Beweiswürdigung bestimmenden Grundsatz 
hat das Oberste Gericht die These entwickelt, daß die gesetzlich zulässigen 
Beweismittel hinsichtlich ihres Beweiswertes im allgemeinen gleichwertig 
sind. Es hat diesen Grundsatz u. a. in folgendem Rechtssatz unterstrichen: 
„Wenn trotz Ausschöpfung aller möglichen Beweismittel die Aussagen des 
Angeklagten gegen die Aussagen eines einzigen Tatzeugen stehen, darf 
keineswegs der Aussage des Zeugen (Geschädigten) von vornherein eine 
höhere Beweiskraft beigemessen werden. Vielmehr hat das Gericht jedes 
Beweismittel zu würdigen und jede Aussage eines Angeklagten, eines 
Zeugen und jedes Sachverständigengutachten auf ihren Wahrheitsgehalt 
hin zu überprüfen. Insbesondere dürfen belastende Aussagen nicht isoliert 
betrachtet werden, sondern müssen im Zusammenhang mit den weiter 
festgestellten Tatsachen in die Beweiswürdigung einbezogen werden.“38 
In der Strafprozeßordnung hat dieser Grundsatz in § 23 Abs. 2 StPO 
seinen Niederschlag gefunden. Die Tatsache, daß er hier nur für den prak­
tisch bedeutsamsten Fall, nämlich für das Geständnis ausgesprochen ist, 
ändert nichts an seiner Gültigkeit für alle Beweismittel.39 Seine Bedeu­
tung für die Wahrheitsfindung liegt vor allem darin, daß er die Organe 
der Strafrechtspflege verpflichtet, nicht von vorgefaßten Meinungen aus­
zugehen, sondern jede Strafsache unvoreingenommen zu untersuchen und 
zu entscheiden. Dieses in § 156 StPO für die gerichtliche Tätigkeit formu­
lierte Prinzip verbietet auch jede Bindung an formale Beweisregeln. In 
der Strafprozeßordnung ist in den §§ 224 Abs. 2, 225 Abs. 3 und 228 Abs. 3 
StPO, anders als in den entsprechenden Vorschriften der Strafprozeßord­
nung vom 2. 10. 1952 bewußt gesagt worden, daß Aussagen, die in einem 
Protokoll über eine frühere Vernehmung enthalten sind, bzw. schrift­
lich vorliegende Sachverständigengutachten zum Gegenstand der Beweis­
aufnahme gemacht und nicht, wie es bisher in § 209 Abs. 1 StPO (alt) 
hieß, zum Zwecke des Beweises verlesen werden können. Mit dieser 
Formulierung ist eindeutig klargestellt, daß die genannten Vorschriften 
keine gesetzliche Beweisregel darstellen, daß also mit der zulässigen Ver­
lesung früherer Protokolle oder Gutachten in der gerichtlichen Haupt­
verhandlung das Verlesene nicht kraft Gesetzes als bewiesen gilt, son­
dern daß es lediglich Gegenstand der gerichtlichen Beweisaufnahme wird. 
Das bedeutet, daß entgegenstehende Erklärungen des Angeklagten, eines 
Zeugen oder Sachverständigen sowie der Widerruf eines früheren Ge­
ständnisses durch den Angeklagten in der Hauptverhandlung — soweit 
einem früheren Gutachten oder Protokoll gefolgt werden soll — der 
Widerlegung bedürfen.

4.4. Unmittelbarkeit der gerichtlichen Beweisaufnahme
Von entscheidender Bedeutung für die Exaktheit und Begründetheit des 
Prozesses der Beweisführung ist die Unmittelbarkeit der gerichtlichen 
Beweisaufnahme. Die Tatsache, daß dieser Grundsatz der Beweisführung 
nicht ausdrücklich in den §§ 22 ff. der Strafprozeßordnung geregelt ist, 
hat ihren Grund darin, daß dieser Grundsatz seine wesentlichste Bedeu-

38 OG Urteil — 3 Zst 13 68 (unveröffentlicht)
- 39 Vgl. Lehrkommentar zur StPO, Berlin 1968, S. 56
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